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4. BILDUNG UND FORSCHUNG Von Bildung und Forschung hängt
langfristig die Gesamtentwicklung
des Landes ab. Sie schaffen die Vor¬
aussetzungen für die freie und glei¬
che Entfaltung des Bürgers. Sie ent¬
scheiden auch über den Wohlstand
und das Wachstum in der modernen
Industriegesellschaft.

Der weitere Ausbau des Bildungswe¬
sens muß größere Chancengleich¬
heit, individuelle Begabungsförde¬
rung und höheren Wirkungsgrad er¬
möglichen. Diesen Zielen eines
sozialen, demokratischen und frei¬
heitlichen Bildungswesens ist Nord¬
rhein-Westfalen durch die Reform
von Grund- und Hauptschule im
Jahre 1968 und durch die Eröffnung
des Zugangs zum Hochschulbereich
für die Absolventen aller Schulfor¬
men durch die Fachoberschule im
Jahre 1969 bereits wesentlich näher
gekommen. Das Nordrhein-Westfa¬
len-Programm 1975 setzt nunmehr
folgende Akzente:
Der konsequente Ausbau eines bes¬
seren und gerechteren Schulsystems
muß fortgesetzt werden. Der Ausbau
der Hochschulen des Landes ist im
Programmzeitraum der sehr schnel¬
len Zunahme der Zahl der Studien¬
anfänger anzupassen. Die innere
Verfassung der Hochschule und das
Studium müssen reformiert werden.
Fort- und Weiterbildungsmöglichkei¬
ten müssen ausgebaut werden. Fern¬
bildung und neue Techniken der
Wissensvermittlung sollen die tradi¬
tionellen Bildungsmöglichkeiten un¬
terstützen und ergänzen. Im For¬
schungsbereich steht die Mitent-
scheidung des Landes über Prioritä¬
ten im Vordergrund. Leitlinie für die
Mittelvergabe wird insbesondere die
Auswahl von Projekten sein, die für
die Entwicklung des Landes von be¬
sonderer Bedeutung sein können.

■ 4.1
Schulen

Bei Ausbau, Entwicklung und
Reform des Schulwesens läßt sich
die Landesregierung von den folgen¬
den Grundsätzen leiten:
• Jedem Bürger soll die Möglich¬

keit eröffnet werden, seinen An¬
spruch auf eine seinen Fähigkei¬
ten und Neigungen entsprechen¬
de Schulbildung zu verwirklichen.

• Die Geschwindigkeit der wissen¬
schaftlichen, technischen und
wirtschaftlichen Entwicklung ver¬
langt vom Bildungswesen rasche
Anpassung; Reform wird zu einem
ständigen Entwicklungsprozeß im
Bildungswesen, Bildung zu einem
ständigen Prozeß im Leben des
einzelnen.

• Die Schulbildung hat überragen¬
de Bedeutung für die Zukunfts¬
chancen des einzelnen; daraus
ergeben sich wachsende Anfor¬
derungen nicht nur an den Aus¬
bau des Schulwesens, sondern
auch für die strukturelle Reform;
außerdem ist die Rolle der Schu¬
le bei der Einübung gesellschaft¬
licher Verhaltensweisen neu zu
durchdenken und konsequenter
zu gestalten.

Diese Reformgrundsätze — Chan¬
cengleichheit und Leistungsfähig¬
keit, Differenzierung, Modernisie¬
rung, Demokratisierung — werden
heute weithin anerkannt. Unter¬
schiedlich sind jedoch die Auffas¬
sungen von ihrer Verwirklichung.

Soweit es sich dabei um unter¬
schiedliche Auffassungen von der
Wirksamkeit von Maßnahmen han¬
delt, wird die Forschung befragt und
Erfahrung gesammelt werden. Die
politische Entscheidung, welche
Grundsätze oder Maßnahmen den
Vorrang haben sollen, wird die Lan¬
desregierung in Zusammenwirken
mit dem Parlament und unter Be¬
rücksichtigung der gesellschaft¬
lichen Kräfte treffen.

Weitgehende Übereinstimmung be¬
steht auch darin, daß das heutige
Bildungswesen nicht nur ausgebaut,
sondern auch in seiner Struktur ge¬
ändert werden muß, um seinen Auf¬
gaben in unserer Zeit und Gesell¬
schaft gerecht zu werden. Damit ist
eine notwendige Voraussetzung für
die Reformen gegeben, die ohne
Verständnis und Mitarbeit von Leh¬
rern, Eltern und Schülern nicht mög¬
lich, ohne eine Entsprechung im all¬
gemeinen gesellschaftlichen Selbst¬
verständnis nicht wirksam sein kön¬
nen.
Die Landesregierung hat seit 1967
dem Bildungswesen einen besonde¬
ren Rang eingeräumt. Wirtschafts¬
krise und Lehrermangel schränkten
ihre Handlungsmöglichkeiten ein.
Außerdem waren für einzelne Re-
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formmaßnahmen das notwendige ge¬
sellschaftliche Problembewußtsein
und der entsprechende Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnis zu¬
nächst noch nicht gegeben. Wo die
Notwendigkeit der Reform am deut¬
lichsten gegeben war, hat die Lan¬
desregierung die Neuordnung zuerst
durchgesetzt: 1968 wurde die Haupt¬
schule zur Schule der weiterführen¬
den Bildung ausgestaltet, 1969 mit
der Fachoberschule die Verbindung
zum Hochschulbereich geschaffen.

Das angebrochene Jahrzehnt wird
eine Phase der Weiterplanung und
der Verwirklichung sein. Neben dem
Ausbau und organisatorischen
Reformen des Schulwesens werden
Lerninhalte, Lehr- und Lernformen
und individuelle Bildungswege einen
besonderen Rang einnehmen. Der
Begriff „Lernen" wird umfassend
verstanden und schließt nicht nur
den Erwerb von schulmäßigen
Kenntnissen und Fähigkeiten, son¬
dern auch das soziale Verhalten, das
Selbstverständnis, das Erleben und
Durchstehen von Konfliktsituationen,
das Verständnis für den künstleri¬
schen Ausdruck und die Übung
rationaler Kräfte ein. Lernziele wer¬
den im Blick auf den einzelnen und
die Gesellschaft gesetzt. Durch sie
soll nicht einseitig Anpassung, son¬
dern vor allem auch kritische Rejek¬
tion und die stetige Veränderung der
Gesellschaft erstrebt werden.

Die im Programm vorgesehenen
organisatorischen und pädagogi¬
schen Reformen des Schulwesens
können zum Teil wegen des noch
fortbestehenden Lehrermangels
nicht in dem gewünschten Umfang
verwirklicht werden. Der Tiefpunkt
der Entwicklung des Lehrermangels
ist jedoch schon heute überwunden;
bis 1975 zeichnet sich eine deutliche
Besserung ab. Die Landesregierung
wird die notwendigen Maßnahmen
ergreifen, damit sich diese positive
Entwicklung verstärkt. Nach 1975
wird sich dann der notwendige
Spielraum ergeben, um eine volle
Grundversorgung der Schulen mit
Lehrern und die volle Durchführung
der Reformvorstellungen des Pro¬
gramms zu gewährleisten. Bis 1975
gilt ein an der Entwicklung des Leh¬
rerbestandes orientierter Prioritäten¬
katalog der einzelnen Maßnahmen
des Programms.

■ 4.11
Grundstufe des Schulwesens
Die Grundstufe umfaßt die Grund¬
schule mit den Klassen 1 bis 4 sowie
die Vorklasse und den Schulkinder¬
garten.

■ 4.111
Vorklasse

Die moderne Begabungsforschung
hat ergeben, daß sich die Kinder be¬
reits vor Vollendung des sechsten
Lebensjahres in einer günstigen
Lernphase befinden und daß in die¬
ser Zeit wesentliche Voraussetzun¬
gen für den schulischen Lernerfolg
geschaffen werden können. Es ist
daher erforderlich, die Kleinkinder
mehr als bisher zu fördern und ihnen
bereits im Vorschulalter besondere
Entwicklungsimpulse zu geben.
Außerdem muß die vorschulische Er¬
ziehung dazu beitragen, die Milieu¬
sperre für die Kinder aus den gesell¬
schaftlichen Grundschichten zu
überwinden und insbesondere
sprachfördernde Impulse zu geben.
Die Landesregierung hat im Schul¬
jahr 1969/70 mit einem Schulversuch
„Vorklasse" in 20 Klassen begon¬
nen; im Schuljahr 1970/71 soll er auf
50 Klassen erweitert werden. Die
Vorklassen sind der Grundschule zu¬
geordnet. In der Vorklasse erhalten
alle Kinder, die das fünfte Lebens¬
jahr vollendet haben, einen auf den
Schuleintritt bezogenen Unterricht.
Sehr schnell lernende Kinder wer¬
den früher in die Grundschule ein¬
treten können als Kinder mit nor¬
malem Lerntempo. Langsam lernen¬
de Kinder werden durch besondere
Förderungsmaßnahmen innerhalb
der Vorklasse und zu Beginn der
Grundschule gefördert. Vorklasse
und erstes Grundschuljahr überneh¬
men dann auch die Funktion des
Schulkindergartens. Stark lerngestör¬
te Kinder werden in heilpädagogi¬
schen Sondereinrichtungen möglichst
früh gefördert.
In eine Vorklasse werden nicht mehr
als 25 Kinder aufgenommen. Die
Leitung der Vorklasse übernimmt im
Versuchszeitraum ein Sozialpäd¬
agoge. In die Anfangsgründe schu¬
lischen Lernens führt ein Lehrer ein.
Die Landesregierung wird die Ent¬
scheidung über die allgemeine Ein¬
führung der Vorklasse von dem Er¬
gebnis des Versuchs abhängig

machen. Der Versuch wird wissen¬
schaftlich begleitet. Der Schulver¬
such ist dann abgeschlossen, wenn
die am Versuch beteiligten Kinder
die Grundschule durchlaufen haben.

Langfristiges Ziel
Nach Durchführung des Schul¬
versuchs „Vorklasse" wird die
Landesregierung entscheiden,
ob alle Kinder, die das 5. Le¬
bensjahr vollendet haben, in
Vorklassen der Grundschule
von Sozialpädagogen und von
Lehrern auf das schulische Ler¬
nen vorbereitet werden.

Maßnahmen bis 1975
Der Schulversuch „Vorklasse"
wird mit 50 Klassen durchge¬
führt.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 1,5 Mio DM.

■ 4.112
Grundschule

Die Grundschule ist seit fünfzig Jah¬
ren eine Schule für die gemeinsame
Erziehung der Kinder aus allen
Schichten. Sie hat gesamtschularti¬
gen Charakter. An dieser Form muß
festgehalten werden. Die Grund¬
schule vermittelt die allgemeinen
Grundlagen für jede weitere Bildung.
Sie muß dem Kind die Welt erschlie¬
ßen und es zu einer sachlichen Er¬
füllung der Aufgaben des Lernens
anhalten. Sie soll das kritische Be¬
wußtsein der Kinder früh aktivieren,
elementare Formen der Mitwirkung
selbst hinsichtlich der Inhalte des
Unterrichts ermöglichen und das
Wagnis freier Formen schulischen
Handelns eingehen.
Grundschulkinder müssen für das
Lernen anders herausgefordert
werden als früher. Deshalb werden
bei einer Lehrplanreform eigenstän¬
dige Lehrgänge in der Mathematik
und der Sprache, in der Musik und
der Kunst und ein eigenständiger
Sachunterricht für alle Schuljahre
der Grundschule eingeschlossen
sein. Die Begabung und Leistungsfä¬
higkeit des einzelnen Schülers fin¬
den ihre Berücksichtigung in einem
differenzierten Klassenunterricht
und der Einrichtung von besonderen
Förderstunden. Durch Arbeitsge¬
meinschaften, Bücherstunden und

46



freie Arbeitsstunden erfährt das
Schulleben eine Bereicherung. Um
die Grundschule leistungsfähiger zu
gestalten, wurde als Mindestgröße
für ein Schulsystem Einzügigkeit be¬
stimmt. Die Landesregierung wird
jedoch den in der Praxis zu beob¬
achtenden Zug zur Errichtung zwei¬
zügiger und größerer Grundschulen
unterstützen.
Vom Schuljahr 1969/70 ab erproben
200 Schulen neue Richtlinien und
Lehrpläne während einer Dauer von
zwei Jahren. Ab 1973 unterrichten
alle Grundschulen nach den erprob¬
ten Richtlinien und Lehrplänen. Ver¬
suche werden auch mit dem Fünf-
Tage-Unterricht, der Verbindung von
Grundschulen und Vorklassen, der
Verbindung von Grundschule und
Gesamtschule und der Einführung
einer ersten Fremdsprache in der
Grundschule durchgeführt. Die
räumlichen Voraussetzungen zur
Reform der Grundschule werden
durch den Bau von Mehrzweckräu¬
men für den Fach- und den Förder¬
unterricht geschaffen werden.
50 Prozent der benötigten 4000, also
2000 Mehrzweckräume, werden bis
1975 errichtet. Die Kosten betragen
rund 160 000 DM pro Klasse. Vom
Land sind für den Schulbau die
Hälfte, also 160 Mio DM aufzubrin¬
gen.

Langfristiges Ziel
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts.

Maßnahmen bis 1975
Einführung erprobter neuer
Richtlinien und Lehrpläne zur
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts ab 1973; Bau
von 2000 Mehrzweckräumen
für den Fach- und Förderunter¬
richt.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 160 Mio DM.

■ 4.113

Schulkindergarten
Zahlreiche Kinder erreichen trotz
des weit gespannten Zeitraumes für
die Einschulung nicht rechtzeitig die
Schulreife. Ihr Anteil an der Gesamt¬
schülerzahl eines Jahrgangs
schwankt in den verschiedenen Ge¬
bieten des Landes zwischen 5 und
15 Prozent. Die Verfahren zur Er¬

mittlung der Schulreife sind noch
unzureichend entwickelt. An die
Stelle der bisherigen punktuellen
Auslese muß eine länger dauernde
Beobachtungszeit in der ersten
Grundschulklasse treten, die durch
verbesserte wissenschaftliche Metho¬
den zur Feststellung der Schulreife
ergänzt wird. Selbst wenn alle För¬
derungsmaßnahmen für lernlangsa¬
me Kinder in Vorklassen und in
einem neu gestalteten Anfangsunter¬
richt der Grundschule wirksam ge¬
worden sind, bedarf immer noch ein
Anteil von etwa 5 bis 8 Prozent der
Schüler eines Einschulungsjahr¬
gangs besonderer Hinführung zur
Schulreife. Schulkindergärten über¬
nehmen diese Aufgabe. Sie gehören
zur Grundschule. Die Zahl der Schü¬
ler in einem Schulkindergarten soll
20 nicht übersteigen. Lehrer und So¬
zialpädagogen übernehmen den Un¬
terricht und die Erziehung.
Mit dem später möglichen allgemei¬
nen Ausbau der Vorklassen für alle
Kinder werden die spezifischen Auf¬
gaben des Schulkindergartens durch
Differenzierung und besondere För¬
dermaßnahmen im ersten Grund¬
schuljahr erfüllt. Die räumliche und
personelle Ausstattung der Schulkin¬
dergärten bildet zugleich einen vor¬
dringlich zu schaffenden Grundstock
für den späteren größeren Bedarf
der Vorklassen.
Bis 1975 soll ein Netz von 800 Schul¬
kindergärten ausgebaut sein, davon
480 im Programmzeitraum. Die Bau¬
kosten betragen für das Land 40
Mio DM, die Personalmehrkosten 12
Mio DM. In ländlichen Gebieten, in
denen die Schulwege unzumutbar
lang werden, erhalten nicht schul¬
reife Kinder einen Förderunterricht
in der Grundschule.

Langfristiges Ziel
Differenzierte Hinführung aller
Kinder zur Schulreife in Schul¬
kindergärten oder Vorklassen.

Maßnahmen bis 1975
Ein Netz von Schulkindergär¬
ten wird so ausgebaut, daß al¬
le nicht schulreifen Kinder zur
Schulreife geführt werden kön¬
nen; 320 Schulkindergärten
werden 1970, 480 von 1971 bis
1975 errichtet.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 52 Mio DM.

■ 4.12

Hauptstufe des Schulwesens

Die Hauptstufe (Sekundarstufe I)
umfaßt die Klassen 5 bis 10 der wei¬
terführenden Schulen:
• Die Hauptschule mit anschlie¬

ßender 10. Klasse, der 10. Klasse
an der Fachoberschule oder als
Berufsgrundschuljahr,

• die Realschule,
• die Unter- und Mittelstufe des

Gymnasiums und
• die Hauptstufe der Gesamtschule

(4.14).

Die Hauptstufe hat die Aufgabe, auf
der Grundschule aufbauend, ein für
alle gleiches Fundament an Kennt¬
nissen und Fähigkeiten zu vermit¬
teln. Dazu gehören insbesondere die
Kenntnisse der Gesetzmäßigkeit und
Mathematisierbarkeit natürlicher Vor¬
gänge, die Beherrschung der Mut¬
tersprache, die Kenntnis einer Fremd¬
sprache als Kommunikationsmittel
und das Verständnis für die histori¬
sche Bedingtheit der eigenen Situa¬
tion.
Die Hauptstufe hat die weitere Auf¬
gabe, die individuelle Entwicklung
des einzelnen vorzubereiten und zu
fördern. Dazu gehören die Differen¬
zierung des Unterrichts nach Nei¬
gung und Leistungsvermögen, die
Berücksichtigung der Erfordernisse
der Berufswahl und das Heranführen
an Berufsfelder und Bereiche der
fachlichen Spezialisierung.

Das herkömmliche Schulsystem
sucht diese Aufgaben in einem drei¬
gliedrigen Aufbau zu lösen. Es ver¬
langt eine Entscheidung über den
Bildungsweg des Kindes in einem
Lebensalter, in dem die Eignung und
die Entwicklungsmöglichkeiten noch
nicht eindeutig beurteilt werden kön¬
nen. So hängt die Entscheidung oft
von der Bildungsoffenheit der Fami¬
lie und dem gesellschaftlichen
Standort der Eltern ab. Trotz aller
Bemühungen um Verbesserung der
Durchlässigkeit zwischen den Schul¬
formen ist eine spätere Korrektur
meist nur unter großen Schwierig¬
keiten möglich.
Organisationsformen, Lerninhalte
und Unterrichtsverfahren der Haupt¬
stufe müssen so fortentwickelt wer¬
den, daß sie den zukünftigen Aufga¬
ben in besserer Weise gerecht wer¬
den. Das wird im besonderen Maße
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formmaßnahmen das notwendige ge¬
sellschaftliche Problembewußtsein
und der entsprechende Stand der
wissenschaftlichen Erkenntnis zu¬
nächst noch nicht gegeben. Wo die
Notwendigkeit der Reform am deut¬
lichsten gegeben war, hat die Lan¬
desregierung die Neuordnung zuerst
durchgesetzt: 1968 wurde die Haupt¬
schule zur Schule der weiterführen¬
den Bildung ausgestaltet, 1969 mit
der Fachoberschule die Verbindung
zum Hochschulbereich geschaffen.

Das angebrochene Jahrzehnt wird
eine Phase der Weiterplanung und
der Verwirklichung sein. Neben dem
Ausbau und organisatorischen
Reformen des Schulwesens werden
Lerninhalte, Lehr- und Lernformen
und individuelle Bildungswege einen
besonderen Rang einnehmen. Der
Begriff „Lernen" wird umfassend
verstanden und schließt nicht nur
den Erwerb von schulmäßigen
Kenntnissen und Fähigkeiten, son¬
dern auch das soziale Verhalten, das
Selbstverständnis, das Erleben und
Durchstehen von Konfliktsituationen,
das Verständnis für den künstleri¬
schen Ausdruck und die Übung
rationaler Kräfte ein. Lernziele wer¬
den im Blick auf den einzelnen und
die Gesellschaft gesetzt. Durch sie
soll nicht einseitig Anpassung, son¬
dern vor allem auch kritische Rejek¬
tion und die stetige Veränderung der
Gesellschaft erstrebt werden.

Die im Programm vorgesehenen
organisatorischen und pädagogi¬
schen Reformen des Schulwesens
können zum Teil wegen des noch
fortbestehenden Lehrermangels
nicht in dem gewünschten Umfang
verwirklicht werden. Der Tiefpunkt
der Entwicklung des Lehrermangels
ist jedoch schon heute überwunden;
bis 1975 zeichnet sich eine deutliche
Besserung ab. Die Landesregierung
wird die notwendigen Maßnahmen
ergreifen, damit sich diese positive
Entwicklung verstärkt. Nach 1975
wird sich dann der notwendige
Spielraum ergeben, um eine volle
Grundversorgung der Schulen mit
Lehrern und die volle Durchführung
der Reformvorstellungen des Pro¬
gramms zu gewährleisten. Bis 1975
gilt ein an der Entwicklung des Leh¬
rerbestandes orientierter Prioritäten¬
katalog der einzelnen Maßnahmen
des Programms.

■ 4.11
Grundstufe des Schulwesens
Die Grundstufe umfaßt die Grund¬
schule mit den Klassen 1 bis 4 sowie
die Vorklasse und den Schulkinder¬
garten.

■ 4.111
Vorklasse

Die moderne Begabungsforschung
hat ergeben, daß sich die Kinder be¬
reits vor Vollendung des sechsten
Lebensjahres in einer günstigen
Lernphase befinden und daß in die¬
ser Zeit wesentliche Voraussetzun¬
gen für den schulischen Lernerfolg
geschaffen werden können. Es ist
daher erforderlich, die Kleinkinder
mehr als bisher zu fördern und ihnen
bereits im Vorschulalter besondere
Entwicklungsimpulse zu geben.
Außerdem muß die vorschulische Er¬
ziehung dazu beitragen, die Milieu¬
sperre für die Kinder aus den gesell¬
schaftlichen Grundschichten zu
überwinden und insbesondere
sprachfördernde Impulse zu geben.
Die Landesregierung hat im Schul¬
jahr 1969/70 mit einem Schulversuch
„Vorklasse" in 20 Klassen begon¬
nen; im Schuljahr 1970/71 soll er auf
50 Klassen erweitert werden. Die
Vorklassen sind der Grundschule zu¬
geordnet. In der Vorklasse erhalten
alle Kinder, die das fünfte Lebens¬
jahr vollendet haben, einen auf den
Schuleintritt bezogenen Unterricht.
Sehr schnell lernende Kinder wer¬
den früher in die Grundschule ein¬
treten können als Kinder mit nor¬
malem Lerntempo. Langsam lernen¬
de Kinder werden durch besondere
Förderungsmaßnahmen innerhalb
der Vorklasse und zu Beginn der
Grundschule gefördert. Vorklasse
und erstes Grundschuljahr überneh¬
men dann auch die Funktion des
Schulkindergartens. Stark lerngestör¬
te Kinder werden in heilpädagogi¬
schen Sondereinrichtungen möglichst
früh gefördert.
In eine Vorklasse werden nicht mehr
als 25 Kinder aufgenommen. Die
Leitung der Vorklasse übernimmt im
Versuchszeitraum ein Sozialpäd¬
agoge. In die Anfangsgründe schu¬
lischen Lernens führt ein Lehrer ein.
Die Landesregierung wird die Ent¬
scheidung über die allgemeine Ein¬
führung der Vorklasse von dem Er¬
gebnis des Versuchs abhängig

machen. Der Versuch wird wissen¬
schaftlich begleitet. Der Schulver¬
such ist dann abgeschlossen, wenn
die am Versuch beteiligten Kinder
die Grundschule durchlaufen haben.

Langfristiges Ziel
Nach Durchführung des Schul¬
versuchs „Vorklasse" wird die
Landesregierung entscheiden,
ob alle Kinder, die das 5. Le¬
bensjahr vollendet haben, in
Vorklassen der Grundschule
von Sozialpädagogen und von
Lehrern auf das schulische Ler¬
nen vorbereitet werden.

Maßnahmen bis 1975
Der Schulversuch „Vorklasse"
wird mit 50 Klassen durchge¬
führt.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 1,5 Mio DM.

■ 4.112
Grundschule

Die Grundschule ist seit fünfzig Jah¬
ren eine Schule für die gemeinsame
Erziehung der Kinder aus allen
Schichten. Sie hat gesamtschularti¬
gen Charakter. An dieser Form muß
festgehalten werden. Die Grund¬
schule vermittelt die allgemeinen
Grundlagen für jede weitere Bildung.
Sie muß dem Kind die Welt erschlie¬
ßen und es zu einer sachlichen Er¬
füllung der Aufgaben des Lernens
anhalten. Sie soll das kritische Be¬
wußtsein der Kinder früh aktivieren,
elementare Formen der Mitwirkung
selbst hinsichtlich der Inhalte des
Unterrichts ermöglichen und das
Wagnis freier Formen schulischen
Handelns eingehen.
Grundschulkinder müssen für das
Lernen anders herausgefordert
werden als früher. Deshalb werden
bei einer Lehrplanreform eigenstän¬
dige Lehrgänge in der Mathematik
und der Sprache, in der Musik und
der Kunst und ein eigenständiger
Sachunterricht für alle Schuljahre
der Grundschule eingeschlossen
sein. Die Begabung und Leistungsfä¬
higkeit des einzelnen Schülers fin¬
den ihre Berücksichtigung in einem
differenzierten Klassenunterricht
und der Einrichtung von besonderen
Förderstunden. Durch Arbeitsge¬
meinschaften, Bücherstunden und
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freie Arbeitsstunden erfährt das
Schulleben eine Bereicherung. Um
die Grundschule leistungsfähiger zu
gestalten, wurde als Mindestgröße
für ein Schulsystem Einzügigkeit be¬
stimmt. Die Landesregierung wird
jedoch den in der Praxis zu beob¬
achtenden Zug zur Errichtung zwei¬
zügiger und größerer Grundschulen
unterstützen.
Vom Schuljahr 1969/70 ab erproben
200 Schulen neue Richtlinien und
Lehrpläne während einer Dauer von
zwei Jahren. Ab 1973 unterrichten
alle Grundschulen nach den erprob¬
ten Richtlinien und Lehrplänen. Ver¬
suche werden auch mit dem Fünf-
Tage-Unterricht, der Verbindung von
Grundschulen und Vorklassen, der
Verbindung von Grundschule und
Gesamtschule und der Einführung
einer ersten Fremdsprache in der
Grundschule durchgeführt. Die
räumlichen Voraussetzungen zur
Reform der Grundschule werden
durch den Bau von Mehrzweckräu¬
men für den Fach- und den Förder¬
unterricht geschaffen werden.
50 Prozent der benötigten 4000, also
2000 Mehrzweckräume, werden bis
1975 errichtet. Die Kosten betragen
rund 160 000 DM pro Klasse. Vom
Land sind für den Schulbau die
Hälfte, also 160 Mio DM aufzubrin¬
gen.

Langfristiges Ziel
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts.

Maßnahmen bis 1975
Einführung erprobter neuer
Richtlinien und Lehrpläne zur
Modernisierung des Grund¬
schulunterrichts ab 1973; Bau
von 2000 Mehrzweckräumen
für den Fach- und Förderunter¬
richt.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 160 Mio DM.

■ 4.113

Schulkindergarten
Zahlreiche Kinder erreichen trotz
des weit gespannten Zeitraumes für
die Einschulung nicht rechtzeitig die
Schulreife. Ihr Anteil an der Gesamt¬
schülerzahl eines Jahrgangs
schwankt in den verschiedenen Ge¬
bieten des Landes zwischen 5 und
15 Prozent. Die Verfahren zur Er¬

mittlung der Schulreife sind noch
unzureichend entwickelt. An die
Stelle der bisherigen punktuellen
Auslese muß eine länger dauernde
Beobachtungszeit in der ersten
Grundschulklasse treten, die durch
verbesserte wissenschaftliche Metho¬
den zur Feststellung der Schulreife
ergänzt wird. Selbst wenn alle För¬
derungsmaßnahmen für lernlangsa¬
me Kinder in Vorklassen und in
einem neu gestalteten Anfangsunter¬
richt der Grundschule wirksam ge¬
worden sind, bedarf immer noch ein
Anteil von etwa 5 bis 8 Prozent der
Schüler eines Einschulungsjahr¬
gangs besonderer Hinführung zur
Schulreife. Schulkindergärten über¬
nehmen diese Aufgabe. Sie gehören
zur Grundschule. Die Zahl der Schü¬
ler in einem Schulkindergarten soll
20 nicht übersteigen. Lehrer und So¬
zialpädagogen übernehmen den Un¬
terricht und die Erziehung.
Mit dem später möglichen allgemei¬
nen Ausbau der Vorklassen für alle
Kinder werden die spezifischen Auf¬
gaben des Schulkindergartens durch
Differenzierung und besondere För¬
dermaßnahmen im ersten Grund¬
schuljahr erfüllt. Die räumliche und
personelle Ausstattung der Schulkin¬
dergärten bildet zugleich einen vor¬
dringlich zu schaffenden Grundstock
für den späteren größeren Bedarf
der Vorklassen.
Bis 1975 soll ein Netz von 800 Schul¬
kindergärten ausgebaut sein, davon
480 im Programmzeitraum. Die Bau¬
kosten betragen für das Land 40
Mio DM, die Personalmehrkosten 12
Mio DM. In ländlichen Gebieten, in
denen die Schulwege unzumutbar
lang werden, erhalten nicht schul¬
reife Kinder einen Förderunterricht
in der Grundschule.

Langfristiges Ziel
Differenzierte Hinführung aller
Kinder zur Schulreife in Schul¬
kindergärten oder Vorklassen.

Maßnahmen bis 1975
Ein Netz von Schulkindergär¬
ten wird so ausgebaut, daß al¬
le nicht schulreifen Kinder zur
Schulreife geführt werden kön¬
nen; 320 Schulkindergärten
werden 1970, 480 von 1971 bis
1975 errichtet.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 52 Mio DM.

■ 4.12

Hauptstufe des Schulwesens

Die Hauptstufe (Sekundarstufe I)
umfaßt die Klassen 5 bis 10 der wei¬
terführenden Schulen:
• Die Hauptschule mit anschlie¬

ßender 10. Klasse, der 10. Klasse
an der Fachoberschule oder als
Berufsgrundschuljahr,

• die Realschule,
• die Unter- und Mittelstufe des

Gymnasiums und
• die Hauptstufe der Gesamtschule

(4.14).

Die Hauptstufe hat die Aufgabe, auf
der Grundschule aufbauend, ein für
alle gleiches Fundament an Kennt¬
nissen und Fähigkeiten zu vermit¬
teln. Dazu gehören insbesondere die
Kenntnisse der Gesetzmäßigkeit und
Mathematisierbarkeit natürlicher Vor¬
gänge, die Beherrschung der Mut¬
tersprache, die Kenntnis einer Fremd¬
sprache als Kommunikationsmittel
und das Verständnis für die histori¬
sche Bedingtheit der eigenen Situa¬
tion.
Die Hauptstufe hat die weitere Auf¬
gabe, die individuelle Entwicklung
des einzelnen vorzubereiten und zu
fördern. Dazu gehören die Differen¬
zierung des Unterrichts nach Nei¬
gung und Leistungsvermögen, die
Berücksichtigung der Erfordernisse
der Berufswahl und das Heranführen
an Berufsfelder und Bereiche der
fachlichen Spezialisierung.

Das herkömmliche Schulsystem
sucht diese Aufgaben in einem drei¬
gliedrigen Aufbau zu lösen. Es ver¬
langt eine Entscheidung über den
Bildungsweg des Kindes in einem
Lebensalter, in dem die Eignung und
die Entwicklungsmöglichkeiten noch
nicht eindeutig beurteilt werden kön¬
nen. So hängt die Entscheidung oft
von der Bildungsoffenheit der Fami¬
lie und dem gesellschaftlichen
Standort der Eltern ab. Trotz aller
Bemühungen um Verbesserung der
Durchlässigkeit zwischen den Schul¬
formen ist eine spätere Korrektur
meist nur unter großen Schwierig¬
keiten möglich.
Organisationsformen, Lerninhalte
und Unterrichtsverfahren der Haupt¬
stufe müssen so fortentwickelt wer¬
den, daß sie den zukünftigen Aufga¬
ben in besserer Weise gerecht wer¬
den. Das wird im besonderen Maße
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von der Gesamtschule erwartet, ist
aber — wie die neue Hauptschule
zeigt — stärker als bisher auch im
dreigliedrigen Aufbau möglich. Ent¬
scheidend ist, daß jedem Schüler in
zumutbarer Entfernung das ihm ge¬
mäße Bildungsprogramm zur Verfü¬
gung steht. Dieses Ziel ist auf zwei
Wegen zu erreichen: durch Einfüh¬
rung neuer Institutionen und durch
Umwandlung der bisherigen.

■ 4.121
Ausbau der Hauptschule
In dieser Entwicklung bedeutet die
Reform der bisherigen Volksschule,
die 1968 von Landtag und Regierung
durchgeführt wurde, einen entschei¬
denden Schritt. Nicht oder wenig ge¬
gliederte Zwerg- und Kleinschulen
wurden aufgehoben. Leistungsfähige
mehrzügige Schulen treten an ihre
Stelle. Die Lehrer werden fachbezo¬
gen ausgebildet und unterrichten
nach neuen Lehrplänen. Mit Lei¬
stungsdifferenzierung nach Wahlfä¬
chern, der Einbeziehung zeitgemä¬
ßer Inhalte (z. B. Arbeitslehre, frühe¬
res Einsetzen des naturwissenschaft¬
lichen und fremdsprachlichen Unter¬
richts) und differenziertem Abschluß
wird die Hauptschule zu einer Schule
der weiterführenden Bildung.

Der Charakter der Hauptschule als
Schule weiterführender Bildung ist
erst dann vollendet, wenn sie über
den Hauptschulabschluß (9. Schul¬
jahr) hinausgreift. Wer in diesem Ab¬
schluß seine Befähigung beweist,
kann seit 1969 in die Klasse 10 der
Fachoberschule treten, nach einem
Jahr dort den mittleren Abschluß
erreichen und in weiteren zwei Jah¬
ren (Klasse 11 und 12) in der Fach¬
oberschule die Fachhochschulreife
erlangen. Ab1970 wird die 10. Klasse
als Aufbauklasse für qualifizierte
Hauptschüler auch an der Haupt¬
schule selbst eingeführt. Auch hier
soll für den vollen Ausbau dieses Bil¬
dungsweges nicht die Frage der or¬
ganisatorischen Zuordnung entschei¬
dend sein, sondern es soll jedem
Schüler möglichst ohne Zeitverlust
das volle Angebot zugänglich sein.

Diejenigen Schüler, die die Voraus¬
setzungen für die 10. Klasse der
Hauptschule oder der Fachober¬
schule nicht erfüllen oder diese Mög¬

lichkeit nicht nutzen wollen, können
die 10. Klasse als Berufsgrundschul¬
jahr besuchen (4.171).
Die neue Aufgabenstellung für die
Hauptschule erfordert eine Verbes¬
serung der Verhältniszahl von Lehrer
je Klasse (Richtzahl) von bisher 1.3
auf 1.4 im Programmzeitraum. Zum
Vergleich ist darauf hinzuweisen,
daß diese Richtzahl bei Realschulen
1.5 und bei Gymnasien 1.6 beträgt.

■ 4.122
Differenzierung in der Realschule
Ein Plan für die innere Reform der
Realschule wird seit 1969 in 50 Real¬
schulen erprobt. Im 9. und 10. Schul¬
jahr wählt sich der Realschüler
einen Schwerpunkt (fremdsprach¬
lich, naturwissenschaftlich, wirt-
schaftskundlich bzw. sozialpflege-
risch, musisch-technisch). Damit
wird der Unterricht differenziert und
individualisiert und die Vorbereitung
der Berufswahl gefördert. Mit der
Schwerpunktdifferenzierung ist eine
Revision der Lerninhalte verbunden.
Dadurch soll eine der Hauptschule
parallele Modernisierung angebahnt
werden, die die Arbeitsweise der
Schulformen einander näherbringt.
Alle Absolventen der Realschule
können zusätzlich zu den bereits ge¬
gebenen Weiterbildungsmöglichkei¬
ten in die Fachoberschule eintreten
und dort die Fachhochschulreife er¬
werben.

■ 4.123
Ausbau des Gymnasiums
Es liegt in der Struktur unseres Bil¬
dungswesens, daß Eltern und Schü¬
ler bei der Wahl einer weiterführen¬
den Schule sich besonders stark für
das Gymnasium entscheiden. Das
Land und seine Gemeinden müssen
diesem Andrang mit verstärktem
Schulbau für Gymnasien gerecht
werden.
Der äußere Ausbau und auch beson¬
dere pädagogische Maßnahmen
(z. B. Erprobungsstufe, Förderkurse)
reichen jedoch nicht aus, um diesem
Bildungsstreben gerecht zu werden.
Das Problem, Bildungsstreben, Bil¬
dungserwartungen und Bildungsan¬
gebot in Übereinstimmung zu brin¬
gen, ist — wie die Erfahrung anderer
vergleichbarer Länder bestätigt — im

Kern nicht durch äußeren Ausbau
der Schulformen, sondern nur durch
Modernisierung der Lerninhalte und
des Unterrichts zu lösen. Das
Gymnasium hat versucht, die Frage
durch die Aufgliederung in gymna¬
siale Typen zu lösen. Vielfach kann
jedoch die Wahl nicht nach Eignung
und Neigung des Schülers getroffen
werden, sondern sie hängt in Wirk¬
lichkeit vom Wohnort oder den Ver¬
kehrsverbindungen ab. Die Landes¬
regierung hat deshalb mit der Pla¬
nung einer einheitlichen Mittelstufe
des Gymnasiums begonnen, die in
sich differenziert sein soll. Innerhalb
jedes Gymnasiums soll sie dem ein¬
zelnen Schüler verschiedene Mög¬
lichkeiten bieten. Am wirkungsvoll¬
sten kann sie auf der Basis der Ko¬
edukationgebildetwerden. Die Mittel¬
stufe kann so die Grundlage für eine
in sich stark differenzierte Oberstufe
(Kollegstufe 4.13) sein.
Eine andere Form der Differenzie¬
rung wird zur Zeit an einigen Gym¬
nasien erprobt. Dort werden beson¬
ders leistungsfähige Schüler zusam¬
mengefaßt, um vier Klassenstufen (5
bis 8) in drei Jahren zu durchlaufen.

■ 4.124
Differenzierte Hauptstufe
In der Struktur der neuen Haupt¬
schule wie in Reformplänen und
-versuchen an Realschulen und
Gymnasien zeigen sich Möglichkei¬
ten, vom Bestehenden ausgehend
bildungspolitisch moderne Wege zu
gehen. Die Schulen differenzieren
sich im Inneren und gleichen sich in
dieser inneren Differenzierung ein¬
ander an. Die gemeinsamen Aufga¬
ben aller Klassen der Hauptstufe tre¬
ten in Erscheinung. Die Kooperation
zwischen den Schulformen wird so
von der inneren Entwicklung her er¬
leichtert. Sie wird zugleich von
außen gefördert durch die Neuord¬
nung der Lehrerbildung (4.21) und
die Entscheidung der Landesregie¬
rung für die Förderung des Baues
von Schulzentren (4.14).
Als Fernziel erscheint in diesen An¬
sätzen eine differenzierte Haupt¬
stufe, in der für die Entscheidung
des einzelnen Schülers nicht mehr
die Frage nach der Schulform das
wichtigste ist, sondern die Frage
nach der individuellen Schullauf¬
bahn, die ihm dort entsprechend sei-
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Abbildung 9 Organisation der Hauptstufe des Schulwesens

Traditionelle Gliederungen der Hauptstufe

Gymnasium Realschule Volksschule
Realschulabschluß

Jetziger Zustand

Gymnasium Realschule Hauptschule

Fachoberschulreife Fachoberschulreife Fachoberschulreife

Zielvorstellung

Gesamtschule
_ Kollegreife

Altsprachliches Gymnasium
Neusprachliches Gymnasium
Mathematisch-naturwissen¬
schaftliches Gymnasium
Sozialwissenschaftliches
Mädchengymnasium
Musisches Gymnasium
Erziehungswissenschaft¬
liches Gymnasium
Gymnasium für Frauenbildung
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nen Erwartungen und Fähigkeiten
zur Verfügung steht. Die Gesamt¬
schule ist von vornherein auf dieses
Prinzip abgestellt. Aber auch in tra¬
ditionellen Schulformen ist es mög¬
lich, einer einheitlichen, in sich diffe¬
renzierten Hauptstufe näherzukom¬
men durch Differenzierung innerhalb
der Schulform und durch Koopera¬
tion verschiedener Schulformen in
benachbarten Gebäuden der Schul¬
zentren unter einheitlicher Leitung.
Die verschiedenen Möglichkeiten,
eine solche Annäherung und Ver¬
flechtung einer in sich vielfältigen
Hauptstufe zu erreichen, sind prag¬
matisch und flexibel zu erproben und
zu entwickeln. Voraussetzung für
eine differenzierte Hauptstufe ist die
Überprüfung der Lehrpläne und Lern¬
inhalte. Es soll sichergestellt werden,
daß alle Schüler der Hauptstufe eini¬
ge gemeinsame Fächer haben. Die
erste Fremdsprache muß für alle fünf¬
ten Klassen grundsätzlich Englisch
sein. Diese Festsetzung wendet sich
nicht gegen den Bildungswert alter
Sprachen und anderer moderner
Sprachen. IhrStudium im Gymnasium
bleibt möglich und ist wünschens¬
wert. Die vielzügig ausgebaute Ge¬
samtschule bietet dazu besonders
gute Möglichkeiten. Eine einheitliche
Anfangsfremdsprache ist jedoch für
die Chancengleichheit und die
Durchlässigkeit von hoher Bedeu¬
tung. Damit wird zugleich gesichert,
daß jeder Begabte die Fachober¬
schule, die sechs Jahre Englisch
voraussetzt, besuchen und die Fach¬
hochschulreife erwerben kann. Un¬
erläßliche gemeinsame Fächer sind
außerdem:
• Mathematik als Universalsprache

heutiger Naturwissenschaft und
Technik,

• Naturwissenschaft zur Einfüh¬
rung in das Verständnis der Ge¬
setzlichkeit in belebter und unbe¬
lebter Welt,

• Gesellschaftswissenschaft zur
Einführung in die Probleme und
Regelungen menschlichen Zu¬
sammenlebens.

Die Landesregierung wird überprü¬
fen, wieweit eine Richtlinienanglei-
chung in den Schulformen möglich
ist. Das Land wird die Arbeiten des
von der Kultusministerkonferenz ge¬
planten „Curriculum-Instiiuts" för¬
dern (4.85). Durch die Angleichung
muß einerseits der begabte Schüler
besonders gefördert, andererseits

der lernlangsame Schüler unterstützt
werden.
Auf der Hauptstufe werden zwei Ab¬
schlüsse erreicht: Der Hauptschul¬
abschluß nach dem 9. Schuljahr und
der Hauptstufenabschluß nach dem
10. Schuljahr. In Realschule und
Gymnasium wird nach der
10. Klasse der Besuch der Kolleg¬
stufe in zwei- oder dreijähriger Form
empfohlen. Das gleiche gilt für
Hauptschüler mit dem Abschluß
nach dem 10. Schuljahr.
Abbildung 9 (S. 49) zeigt die Entwick¬
lung zur integrierten und differenzier¬
ten Hauptstufe des Schulwesens.

Langfristiges Ziel
Ausdehnung der Schulpflicht
(Vollzeitschule) auf die Klas¬
se 10; Möglichkeit des mittle¬
ren Abschlusses an der Haupt¬
schule (Klasse 10); innere Dif¬
ferenzierung in allen Formen
der Hauptstufe; Kooperation
und Verflechtung aller Formen
der Hauptstufe; Entwicklung
entsprechender Lehr- und
Lerninhalte.

Maßnahmen bis 1975
Ausstattung der Hauptschule
mit 1,4 Lehrern je Klasse;
10. Klasse als Angebot (Auf¬
bauklasse der Hauptschule
und 10. Klasse Fachoberschu¬
le) für etwa 20 Prozent eines
Hauptschuljahrganges; Revi¬
sion der Lehrpläne der Haupt¬
stufe.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

35 Mio DM (Bauausgaben).

■ 4.13

Kollegstufe

Die Kollegstufe (Sekundarstufe II)
umfaßt die Klassenstufen und Schul¬
formen, die nach der Hauptstufe zur
Hochschulreife führen:
• die Oberstufe der Gymnasien

(Klassen 11-13),
• die Fachoberschule (Klassen 11

und 12),
• die Institute zur Erlangung der

Hochschulreife und
• die Abendgymnasien.
Die Kollegstufe bereitet auf die Stu¬
dierfähigkeit im Gesamthochschul¬
bereich und auf den Eintritt in sol¬
che Berufsausbildungsgänge vor,

die ein hohes Maß an Kenntnissen
und wissenschaftlichem Verständnis
verlangen. Sie muß in einem Kernbe¬
reich allen Schülern eine gemein¬
same Basis von sachlichen und
methodischen Kenntnissen und Ein¬
sichten vermitteln. Sie hat gleichzei¬
tig durch ein Wahlangebot individu¬
elle Neigungen und Interessen zu
fördern; dazu gehört die Differenzie¬
rung im Hinblick auf Berufs- und
Studienabsichten.
Das bisherige Schulsystem suchte
die Aufgaben in der Gliederung nach
Schulformen und Schultypen und in
der Trennung von „Bildung" und
„Ausbildung" zu lösen. Aufbauzüge,
Begabtensonderprüfungen, Frem¬
denreifeprüfungen, Abendgymnasien
und Kollegs haben vielen Volks¬
und Realschülern den späteren Zu¬
gang zu höheren Abschlüssen er¬
möglicht. Sie behalten auch in Zu¬
kunft Berechtigung und Funktion.
Angesichts der neuen Anforderun¬
gen der Berufswelt und des neuen
Verständnisses von Bildung in einem
umfassenden Sinne, der die Tren¬
nung von Berufsvorbildung und All¬
gemeinbildung im traditionellen
Sinne aufhebt, genügen jedoch
diese „Reparatursysteme" als zweite
und dritte Bildungswege allein nicht
mehr.
Die neue Kollegstufe bildet eine in
sich differenzierte Einheit. Die Diffe¬
renzierung ergibt sich aus den un¬
terschiedlichen Aufgaben und Inter¬
essen, aus den unterschiedlichen In¬
halten der Vorbildung und aus dem
Unterschied im Alter der Studieren¬
den. In dieser Form kann die Kolleg¬
stufe ihre Aufgabe, ein Bindeglied
zwischen Hauptstufe und Hochschul¬
bereich zu sein, nicht nur in den Lern¬
inhalten, sondern auch in der Orga¬
nisation, der Arbeitsweise und im
Einüben von Verhaltensweisen erfül¬
len, die den Erfolg im Gesamthoch¬
schulbereich sichern. Die Entwick¬
lung ist in Schulversuchen und
neuen Schulformen vorbereitet
(z. B. „Bochumer Modell" der gym¬
nasialen Oberstufe, Gesamtschule
Gelsenkirchen und Studienkolleg
Bielefeld) und kann sich so auf Er¬
fahrungen stützen.

■ 4.131
Fachoberschule

Die Fachoberschule, die 1969 als
neue Schulform eingeführt wurde, ist
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die zweijährige Schulform der Kol¬
legstufe. Sie führt nach dem
12. Schuljahr zur Fachhochschul¬
reife. Neben dem Kernbereich der
Fächer, die für alle Formen der Kol¬
legstufe verbindlich sind: Englisch,
Sozialkunde, Mathematik, Naturwis¬
senschaften, Deutsch und Sport, tre¬
ten berufsbezogene Fächer im enge¬
ren Sinne: Technik, Wirtschaft, Ge¬
staltung, Hauswirtschaft oder Sozial¬
pädagogik als Wahlbereiche. "Diese
berufsbezogenen Fächer entspre¬
chen den Formen der Fachhoch¬
schule. In der Fachoberschule ist die
Identität von Bildung und Ausbildung
bereits angelegt.
Bis 1975 ist für die Klassen 11 und
12 mit 15 000 Vollzeitschülern und
10 000 Teilzeitschülern zu rechnen.
Der Schulraumbedarf für die Teil¬
zeitform wird weitgehend durch die
Entlastung der Berufsschule, insbe¬
sondere durch das Auslaufen der
Berufsaufbauschulen, gedeckt. Für
die Vollzeitform sind 600 zusätzliche
Klassen notwendig.

■ 4.132
Tages- und Abendkollegs
Die Institute zur Erlangung der
Hochschulreife und die Abendgym¬
nasien (Tages- und Abendkollegs)
geben Studierenden, die bereits eine
Berufsausbildung abgeschlossen
haben, die Möglichkeit zum Erwerb
der Hochschulreife. Die Tages- und
Abendkollegs haben sich während
der letzten Jahre um die Entwick¬
lung eigenständiger Formen der Bil¬
dung bemüht, die den Erwachsenen
mit Berufserfahrung gemäß sind und
die auf den gewünschten neuen Be¬
ruf ausgerichtet sind (Wahlfächer,
studienbezogene Schwerpunktbil¬
dung). Die Mitbestimmung der er¬
wachsenen Studierenden wurde er¬
heblich erweitert. Der Klassenver¬
band soll durch ein differenziertes
Kurssystem ersetzt werden. Das Stu¬
fenabitur wird erprobt werden.

■ 4.133

Die einheitliche
und differenzierte Kollegstufe
Zwei- und dreijährige Formen des
Kollegs entstehen an bestehenden
Schulen (Berufsschulen, Gymnasien,
Gesamtschulen). Mittel- bis langfri¬
stig soll das Kolleg auch räumlich
eine eigenständige Schulstufe bil¬

den, entweder als zentrale Oberstufe
in Entwicklungsschwerpunkten und
besonders geeigneten Gemeinden
mit zentralörtlicher Bedeutung oder
wenigstens als besonderes Gebäude
einer großen Schule. Die räumliche
Trennung erleichtert es den Studie¬
renden, sich aus der Rolle des Schü¬
lers in Pflichten und Aufgaben des
Erwachsenen hineinzufinden. Das
Kolleg bietet ihm einen eigenen
Lebensraum, dessen Gestaltung er
mitbestimmt und mitverantwortet.
Lehr- und Lernformen heben sich
deutlich ab von denen der Haupt¬
stufe und fördern vor allem die
Eigentätigkeit. Der Klassenverband
wird aufgelöst. Ein Kurssystem gibt
jedem die Möglichkeit, den Stoff in
einem Tempo zu lernen, das seiner
Kraft des Verstehens und Produzie¬
rens entspricht. Entsprechend kön¬
nen die Fachhochschulreife und die
Hochschulreife in Etappen („Stufen¬
abitur") und von besonders Begab¬
ten auch vor Ablauf von zwei oder
drei Jahren erworben werden. Der
Studierende kann Schwerpunkte bil¬
den und sich außerhalb des gemein¬
samen Kernbereiches die Fächer
wählen, die seiner Neigung und sei¬
nen Zukunftsplänen entsprechen.

Der wichtigste Schritt in der Reform
ist auch in der Kollegstufe die Über¬
prüfung der Lehrpläne und der Lehr-
und Lernformen. Zu den Kernfä¬
chern und den Wahlfächern, die
auch heute zum Programm der
Oberstufe gehören, treten neue
Wahlbereiche (z. B. Technik, Wirt¬
schaft, Recht). Jedes Fach muß
typisch sein für einen größeren
Fachbereich, damit im Sinne der
„kategorialen Bildung" vom einzel¬
nen her Allgemeines erfaßt werden
kann. Die Einbeziehung von Elemen¬
ten des Grundstudiums in das Kolleg
muß erprobt werden. Um ein reiches
Angebot an Kursen und Wahlfächern
zu bieten, müssen die Kollegs ent¬
sprechend groß sein. Sie sollten
mindestens vierzügig sein, nach
Möglichkeit aber acht und mehr
Züge umfassen.
Langfristig ist die räumliche und
organisatorische Verbindung von
zwei- und dreijährigen Kollegs vor¬
gesehen. Die Möglichkeit der
Kooperation und Integration soll er¬
probt werden. Dazu gehört auch die
Ausgestaltung flexibler Abschlüsse
(Stufen, Etappen, Möglichkeiten spä¬

terer Ergänzung) mit dem Ziel eines
früheren Erwerbs der Hochschul¬
reife. Im Programmzeitraum werden
30 Kollegs eingerichtet, die die
zwei- und dreijährige Form verbin¬
den.
Eine Vorstellung von dem jetzigen
und zukünftigen Zustand der Organi¬
sation der Kollegstufe gibt Abbil¬
dung 10 (Seite 52).
Bei der Lehrplanrevision und am
Großversuch Kolleg wird die Lan¬
desregierung die Lehrerkollegien,
Schulleiter, Schülermitverwaltung
und Elternvertreter auch an der Pla¬
nung und Entwicklung der Konzep¬
tion beteiligen. Diese Arbeit wird
zentral koordiniert und wissenschaft¬
lich begleitet.
Im Programmzeitraum sind zusätz¬
liche Investitionen zur besseren Aus¬
stattung (Räume, Materialien) beste¬
hender Oberstufen und Umbauten
von Kolleggebäuden notwendig. Es
müssen etwa 500 zusätzliche Klas¬
sen- und Fachräume für Kursunter¬
richt geschaffen werden. Dadurch
entstehen für das Land Kosten in
Höhe von 62,5 Mio DM. Für den Bau
von rund 600 zusätzlichen Klassen
für die Vollzeitform der Fachober¬
schule betragen die Kosten des Lan¬
des 75 Mio DM.

Langfristiges Ziel
Einführung der Kollegstufe als
selbständige in sich differen¬
zierte Schulform; Entwicklung
der Tages- und Abendkollegs
insbesondere in den studien¬
bezogenen Schwerpunkten mit
entsprechender Anrechnung
von Studienzeiten auf das
Hochschulstudium.

Maßnahmen bis 1975
Ausbau der Fachoberschule;
Revision der Lehrpläne, Lern¬
inhalte und der Lehr- und
Lernformen aller Arten des
Kollegs; 30 Schulversuche des
integrierten Kollegs; moderne¬
re Gestaltung der Tages- und
Abendkollegs.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 137,5 Mio DM.
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Abbildung 10 Organisation der Kollegstufe des Schulwesens

Traditionelle Gliederungen der Oberstufen
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Berufsauf bauschule

2 Kaufmännische
Berufsaufbauschule

3 Landwirtschaftliche
Berufsauf bauschule

4 Sozialpflegerische
Berufsaufbauschule

5 Berufsaufbauschule
in Abendform

6 Gymnasialer Zweig
der höheren Handels¬
schule

A Altsprachliches
Gymnasium

N Neusprachliches
Gymnasium

MN Mathematisch-
Naturwissenschaftliches
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S Sozialwissenschaft¬
liches Mädchen¬
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W Wirtschafts¬
wissenschaftliches
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E Erziehungs¬

wissenschaftliches
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■ 4.14

Gesamtschule

Im Prinzip der Gesamtschule sind
alle Bestrebungen zusammengefaßt,
die sich auf die Erneuerung unseres
Bildungssystems richten. In der Ge¬
samtschule werden die Schüler der
Hauptstufe und die Studierenden der
Kollegstufe in einem flexiblen Kurs¬
system möglichst individuell nach
Begabung, Neigung und Leistung
gefördert. In ihr sind die herkömm¬
lichen Schulformen aufgehoben. Fol¬
gende Erwartungen knüpfen sich an
die Errichtung von Gesamtschulen:
• Die Lernleistungen jedes Schü¬

lers können durch größere Frei¬
heit der Schüler bei der Wahl der
Lerninhalte verbessert werden.

• Die Lernfreude wird erhalten und
die Schulmüdigkeit durch durch¬
greifende Modernisierung der
Lernstoffe, der Unterrichtsgestal¬
tung und des Schullebens ver¬
mindert.

• Notwendige gesellschaftliche
Verhaltensweisen werden durch
Begegnung und Kooperation der
Schüler und Studierenden aus
allen sozialen Schichten entwik-
kelt.

• Die Quote der Schüler, die auf
der Schule versagen, kann durch
Abschaffung der punktuellen
Auslese nach dem 4. Schuljahr
und Offenhalten der Entschei¬
dung über die Abschlüsse bis
zum Ende der Hauptstufe deut¬
lich gesenkt werden.

• Anwendung und Ausnutzung
moderner Unterrichtshilfen kön¬
nen verbessert werden.

• Die Berufsorientierung auf der
Hauptstufe durch Hinführung
aller Schüler zur Wirtschafts- und
Arbeitswelt kann verbessert wer¬
den.

• Das Bildungsgefälle zwischen
städtischen Verdichtungsgebie¬
ten und dem ländlichen Raum
kann verringert werden.

• Auf der Kollegstufe kann die be¬
rufliche und wissenschaftspropä-
deutische Ausbildung verbunden
werden.

• Schüler und Studierende können
den Hauptschulabschluß, den
Hauptstufenabschluß (mittlere
Reife), die Abschlüsse der Kol¬
legstufe (Fachhochschulreife,
Hochschulreife) und berufliche
Abschlüsse erreichen.

Gesamtschulen können eine Haupt¬
stufe und eine Kollegstufe (ein¬
schließlich eines berufsbezogenen
Schwerpunktes) führen. Sie können
jedoch auch nur als Hauptstufe oder
nur als Kollegstufe angelegt sein.
Die Hauptstufe der Gesamtschule
umfaßt die Schüler des 11. bis
16. Lebensjahres und hat damit
sechs Schuljahrgangsstufen. Die
Zahl der Züge soll mindestens vier
und höchstens zehn betragen. Die
Stärke der Eingangsgruppen (her¬
kömmliche Klasse) beträgt gegen¬
wärtig 35 (künftig 30) Schüler.
Die Kollegstufe der Gesamtschule
umfaßt die Studierenden vom 17. bis
18. bzw. 19. Lebensjahr, also zwei
bis drei Jahrgangsstufen. Sie soll
mindestens vier, besser aber acht
und mehr Züge aufweisen.
Folgende Größenmodelle der Ge¬
samtschule sind denkbar:

SchülerzahlZüge Schulstufen

4 Hauptstufe
8 Hauptstufe

12 Hauptstufe
8 Hauptstufe
4 Kollegstufe
8 Hauptstufe
8 Kollegstufe
4 Hauptstufe
8 Kollegstufe

720
1 440
2 160
1 740

2 040

1 320

Die Größe von 2000 Schülern und
Studierenden sollte möglichst nicht
überschritten werden. Die Grund¬
schule wird in der Regel nicht in die
Gesamtschule einbezogen. Eine
Kooperation zwischen der Gesamt¬
schule und den ihr zugeordneten
Grundschulen ist jedoch vorgese¬
hen.
In Gesamtschulen der Mindestgröße
(vier- bis sechszügige Hauptstufen)
können jedoch auch Grundschulen
einbezogen werden. Gesamtschulen
entfalten ihre optimale Wirksamkeit,
wenn sie Ganztagsschulen sind.
Die Gesamtschule stellt neue Anfor¬
derungen an die Lehrer und damit
an die Lehrerausbildung. In der gro¬
ßen, sich entwickelnden neuen
Schulorganisation wachsen auch die
fachlichen und pädagogischen Mög¬
lichkeiten für den Lehrer. Die Spe¬
zialisierung im fachlichen Bereich
muß mit der Erweiterung des erzie¬
hungswissenschaftlichen Horizonts
verbunden werden. Eine sinnvolle
Beschränkung der Lehrerausbildung
auf die Stufen der Gesamtschule ist

notwendig, wenn Studium und Vor¬
bereitungsdienst nicht verlängert
werden sollen. Die Gesamtschule ist
auf die Mitwirkung der Lehrer aller
Schulformen angewiesen. Sie wird
auch Fachleute aus der Praxis mit
der Erteilung des Unterrichts in
neuen Lernbereichen beauftragen.
Größe und Gliederung der Gesamt¬
schule hängen von der Schülerzahl
und dem Einwohnereinzugsbereich
ab. Für die Zukunft kann angenom¬
men werden, daß alle Schüler die
Hauptstufe bis zum zehnten Schul¬
jahr besuchen werden. Es ist damit
zu rechnen, daß bis 1980 etwa
25 Prozent der Schüler aus der
Hauptstufe weiter in die Kollegstufe
übergehen werden. Bis 1985 wird mit
33 Prozent gerechnet.
Auf Grund dieser Zahlenwerte wurde
für die Kreise und kreisfreien Städte
in Nordrhein-Westfalen berechnet,
wieviel achtzügige Haupt- und Kol¬
legstufen der Gesamtschulen getra¬
gen werden könnten. Dabei wurde
nicht berücksichtigt, daß in den
ländlichen Gebieten unter Umstän¬
den auch Schulen mit weniger als
acht Zügen, in den verdichteten Ge¬
bieten Schulen mit mehr als acht
Zügen errichtet werden können. Zu¬
grunde gelegt wurde die Jahrgangs¬
stärke derSchüler in den Grundschu¬
len nach dem Stand des Jahres 1968.
Danach kann das Konzept „Gesamt¬
schule", wenn man Haupt- und Kol¬
legstufe räumlich getrennt anordnet,
auch in ländlichen Gebieten in aus¬
reichender Dichte verwirklicht wer¬
den.
Das Ergebnis zeigt Abbildung 11.
Damit sollen keineswegs Festlegun¬
gen für Standorte getroffen, sondern
nur ein Vorstellungsmodell für die
mögliche Dichte von Gesamtschulen
geboten werden (vgl. Seite 55).
Die Gesamtschule erfordert größere
Schulanlagen als bisher üblich. Die
Landesregierung hat schon 1968 den
Ausbau von Schulzentren veranlaßt,
in denen Gebäude für mehrere
Schulformen zusammengefaßt wer¬
den. Solche Schulzentren sollen
künftig so ausgebaut werden, daß
sie auch Gesamtschulsysteme auf¬
nehmen können. Neubauten von
Schulen sollen nur noch dann bezu-
schußt werden, wenn die Gemeinden
ein Schulzentrum konzipiert haben
oder die Ausbaumöglichkeit zu
einem Schulzentrum, das auch eine
Gesamtschule aufnehmen kann, ge-
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sichert ist. Begründete enge Aus¬
nahmen bleiben möglich. „Modifi¬
zierte" Schulzentren für Gesamt¬
schulen kosten — bei gleichen An¬
sprüchen — nicht mehr als die Schu¬
len, die an ihrer Stelle errichtet wer¬
den müßten. Da sie nach dem Fach¬
klassenprinzip gebaut werden kön¬
nen, ist es möglich, bisher nicht vor¬
gesehene Einrichtungen für einen
modernen Unterricht und für die
Ganztagsschulen gleich mit vorzuse¬
hen.
Neben den Neubaumaßnahmen wird
eine Fülle von Kompromiß- und
Übergangslösungen notwendig sein,
weil die vorhandenen Schulgebäude
einbezogen werden müssen. Die
Möglichkeit der Trennung von
Haupt- und Kollegstufe wird vielfach
eine Entlastung bedeuten. Außerdem
ist als Übergangslösung auch eine
horizontale Teilung der Mittelstufe
möglich. Z. B. können die 5. und
6. Schuljahrgänge in dem einen, die
übrigen Jahrgänge in einem mög¬
lichst nahen anderen Schulgebäude
untergebracht werden. Weniger pro¬
blematisch ist der Bau von Gesamt¬
schulanlagen, sofern bestehende
Schulanlagen durch Erweiterungs¬
bauten ergänzt werden können.
Die Kosten erhöhen sich bei einem
Ausbau des Schulzentrums zu einem
Bildungszentrum. Nach den Erfah¬
rungen in anderen Ländern emp¬
fiehlt es sich, eine öffentliche Biblio¬
thek, Erziehungsberatungsstellen,
Einrichtungen der Erwachsenenbil¬
dung, der Weiterbildung und der
Umschulung oder gar ein Zentrum
für Gruppen und Vereine zuzuord¬
nen. Diese Verbindung dient der
wirtschaftlicheren Ausnutzung der
Anlage und sie schafft zugleich einen
Kristallisationspunkt der gesamtge¬
sellschaftlichen Begegnung.
Die Bezeichnung „Schulzentrum"
wird zukünftig auch auf Schulsy¬
steme angewendet, die zwei oder
mehrere Schulformen der Hauptstufe
oder der Kollegstufe zusammenfas¬
sen. Die größere pädagogische
Wirksamkeit durch Kooperation und
eine verbesserte Durchlässigkeit
sind nur zu erreichen, wenn das
Schulzentrum unter einheitlicher Lei¬
tung steht. Das Schulzentrum als
Schulsystem kann zur integrierten
und differenzierten Gesamtschule
fortentwickelt werden.
Die Landesregierung beobachtet mit
Interesse die starke Zustimmung der

Öffentlichkeit, namentlich bei den
kommunalen Vertretungskörper¬
schaften und bei Eltern, zu der Er¬
richtung von Gesamtschulen. Die
Landesregierung hat sich zwar noch
nicht für die allgemeine Einführung
der Gesamtschule im ganzen Land
entschieden. Sie beurteilt jedoch —
ausgehend auch von ausländischen
Erfahrungen — die heute kaum noch
bestrittenen Grundgedanken der Ge¬
samtschule sehr positiv. Die endgül¬
tige Entscheidung wird die Landes¬
regierung auf Grund der Erfahrun¬
gen aus dem Schulversuch „Ge¬
samtschule" treffen. Bis 1975 sollen
30 Schulversuche durchgeführt oder
begonnen werden. Der Mehrbedarf
für die Ausstattung als Ganztags¬
schule und besonders moderne
technische Einrichtungen beträgt für
das Land 75 Mio DM.

Langfristiges Ziel
Erprobung und — soweit das
Ergebnis des Schulversuches
dies zuläßt — allgemeine Ein¬
führung der Gesamtschule; In¬
tegration des gesamten Schul¬
wesens.

Maßnahmen bis 1975
Durchführung von 30 Gesamt¬
schulversuchen; Schulneubau¬
ten werden in der Regel nur
gefördert, wenn eine Gesamt¬
schulanlage oder wenigstens
ein als Gesamtschule ver¬
wendbares Schulzentrum ge¬
plant oder wenn die Ausbau¬
möglichkeit zu einer Gesamt¬
schulanlage gesichert ist.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

75 Mio DM (Mehrbedarf).

■ 4.15
Ganztagsschule
Die Ganztagsschule entspricht
einem gesellschaftlichen und einem
pädagogischen Bedürfnis. Sie soll
helfen, soziale Verhaltensweisen zu
entwickeln, auf Verantwortung in
Staat und Gesellschaft vorzubereiten
und die Ungleichheit der Bildungs¬
chancen zu überwinden. Sie kann
die verähderte Arbeitsteilung zwi¬
schen Schule und Familie durch
Wegfall oder Verminderung der
Hausaufgaben berücksichtigen.

Die Ganztagsschule darf nicht eine
ausgeweitete Halbtagsschule sein.
Ihr stellen sich neue und erweiterte
Aufgaben:
• Anstelle der Hausaufgaben tre¬

ten Übung, Vertiefung und Wie¬
derholung des Lernstoffes in der
Schule. Sie kann neue Arbeitsfor¬
men entwickeln.

• Der soziale Erfahrungsbereich
wird erweitert.

• Die Kontakte zwischen Schülern
aus verschiedenen sozialen
Schichten werden verstärkt.

• Die Zusammenarbeit von Lehrern
und Schülern kann verbessert
werden.

• Der Ausbau der Schülermitver¬
antwortung ist möglich.

• Die Zusammenarbeit von Schule
und Elternhaus kann enger wer¬
den.

• Die Bildungsberatung kann stär¬
ker wirksam werden.

Die Ganztagsschule soll — -auch
langfristig — nur für die Hauptstufe
und die Kollegstufe eingeführt wer¬
den. Bei der Grundstufe soll die ge¬
sellschaftliche Entwicklung (z. B. zu¬
nehmende Erwerbstätigkeit der
Frau) abgewartet werden.
Bis 1975 ist wegen des zwar abneh¬
menden, aber noch vorhandenen
Lehrermangels die Ganztagsschule
nur in verhältnismäßig geringem Um¬
fang einzuführen. Abgesehen von
den Ganztagsgesamtschulen sollen
100 Schulen der Hauptstufe als
Ganztagsschulen eingerichtet wer¬
den. Neben Lehrern werden auch
pädagogisch-technische Assistenten
in der Ganztagsschule eingesetzt.
Die Landesregierung erwartet von
den Gemeinden, daß sie sich bei
ihren Planungen auf das langfristige
Ziel der allgemeinen Einführung der
Ganztagsschule einrichten.
Die bereits bestehenden Ganztags¬
schulen in den Bereichen Haupt¬
schule, Realschule, Gymnasium und
Gesamtschule sollen wissenschaft¬
lich beobachtet und die besten For¬
men für Unterricht und Schulleben
ermittelt werden. 1971 wird die Lan¬
desregierung Richtlinien für Bau,
Finanzierung und Personalausstat¬
tung erlassen. Von 1973 bis 1975
werden dann die 100 Ganztagsschu¬
len eingerichtet. Dabei sind die
Ganztagsgesamtschulen nicht einge¬
rechnet.
Unabhängig von der Einführung der
Ganztagsschule kann in geeigneten
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Abbildung 11
Schema der möglichen Dichte von Gesamtschulen
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Schulen die Fünftagewoche einge¬
führt werden. Die Unterrichtswirk¬
samkeit darf bei dieser Unterrichts¬
verteilung auf fünf Tage nicht leiden;
insbesondere darf kein zusätzlicher
Lehrerbedarf entstehen.

Langfristiges Ziel
Allgemeine Einführung der
Ganztagsschule in der Haupt-
und Kollegstufe.

Maßnahmen bis 1975
100 Schulen der Hauptstufe
werden als Ganztagsschulen
eingerichtet; ab 1972 Zulas¬
sung des auf fünf Tage verteil¬
ten Unterrichts an geeigneten
Schulen.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

75 Mio DM (Baumehrkosten).



■ 4.16
Sonderschulen

Die Sonderschulen führen Schüler,
die in den Normalformen des Schul¬
wesens nicht hinreichend gefördert
werden können, zur Berufsreife oder
zur Hochschulreife. In der Regel
durchlaufen Sonderschüler die für
Leben, Beruf und Studium wichtigen
Lernprozesse langsamer und unter
erschwerten Bedingungen. Lernfä¬
higkeit, Lernbereitschaft und Lern¬
verhalten sind infolge der Behinde¬
rungen, denen Sonderschüler unter¬
liegen, individueller ausgeprägt. Da¬
her muß die Sonderschule stärker
als die Normalschule ihre Arbeit auf
die Weckung der Lernfreude und die
Entwicklung sozialer Verhaltenswei¬
sen ausrichten.
Die erst in den Anfängen ihrer Ent¬
wicklung stehende Didaktik für Son¬
derschulen wird stärker als bei den
übrigen Schulen die allgemeinen
und fachlichen Lernziele im Hinblick
auf die Lebens- und Berufserwartun¬
gen der behinderten und geschädig¬
ten Schüler auswählen und die Lern¬
inhalte mit allen zur Verfügung ste¬
henden modernen Unterrichtshilfen
vermitteln müssen.
Besonders günstig für das Verweilen
beim Lernen, für die Weckung der
Lernfreude und für die Förderung
sozialer Verhaltensweisen ist die
Sonderschule in Ganztagsform. Son¬
derschulen als Ganztagsschulen hel¬
fen familiäre Konflikte abzubauen,
die oft Ursache für die Behinderung
der Kinder sind oder durch die Be¬
hinderung ausgelöst werden.
Die Differenzierung des Unterrichts
in der Sonderschule nach Bega¬
bung, Leistung und Neigung der
Schüler darf nicht hinter der Ent¬
wicklung auf der Hauptstufe und in
der Gesamtschule zurückbleiben.
Sonderschulen müssen so groß sein,
daß sie so viel Lehrer einsetzen kön¬
nen, wie der Fachunterricht und die
therapeutischen Belange erfordern.
Mittelstufe und Oberstufe der Son¬
derschule für Lernbehinderte sollen
doppelzügig sein.
Entscheidend für die Stellung der
Sonderschule in der Gesellschaft
und für den Erfolg ihrer Arbeit ist die
gerechte und richtige Auswahl ihrer
Schüler. Die augenblicklich verwen¬
deten Verfahren und Mittel zur Aus¬
wahl der Kinder entsprechen nicht
mehr den modernen Erkenntnissen.

Sie müssen mit Hilfe der Wissen¬
schaft weiterentwickelt werden. Die
Sonderschulen müssen die Zahl der
in die Normalschule zurückgeführten
Schüler steigern. Durch gesetzliche
und pädagogische Maßnahmen hat
die Landesregierung das Sonder¬
schulwesen gefestigt und ausgebaut.
Mit der Änderung des Schulord¬
nungsgesetzes wurde die Sonder¬
schule zur eigenständigen Schulform.
Die weltanschauliche Gliederung
entfiel. Die Klassenfrequenz wurde
gesenkt und die Lehrerrichtzahlen
für Sonderschulen wurden erhöht.

Langfristiges Ziel
Ausbau der Sonderschulen für
Lernbehinderte zu doppelzügi¬
gen Schulen; Umwandlung al¬
ler Sonderschulen in Ganz¬
tagsschulen.

Maßnahmen bis 1975
Einführung der Ganztagsschu¬
le bei 30 Prozent der Sonder¬
schulen; neue Richtlinien und
Lehrpläne für die Sonderschu¬
len ab 1973; Erarbeitung ver¬
besserter Verfahren zur Ermitt¬
lung der Sonderschulbedürf¬
tigkeit; Zusammenfassung der
Klassen 7 bis 10 zu mindestens
doppelzügigen Systemen in
verdichteten Gebieten.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

40 Mio DM (Baukosten).

■ 4.17

Berufliche Bildung
In der modernen Arbeits- und Be¬
rufswelt ändern sich die Arbeitsin¬
halte und Arbeitsabläufe infolge des
technisch-wissenschaftlichen Fort¬
schritts und des Wandels der Nach¬
frage laufend. Deshalb ändern sich
auch die an die beruflichen Fertig¬
keiten gestellten Anforderungen mit
zunehmender Beschleunigung. Be¬
reits heute haben etwa 45 Prozent
aller männlichen Erwerbstätigen
mindestens einmal ihren Beruf ge¬
wechselt. Von der Berufsbildung
muß daher erwartet werden, daß sie
anstelle von (derzeit etwa 580) Ein¬
zelberufen mit engem Tätigkeitsbe¬
reich
• eine breite berufliche Grundbil¬

dung vermittelt, die dem einzel¬

nen für das ganze Arbeitsleben
ein hohes Maß an beruflicher Be¬
weglichkeit garantiert,

• eine berufliche Fachbildung er¬
möglicht, die zu einer qualifizier¬
ten Tätigkeit hinführt.

Beiden Forderungen entspricht zu¬
nächst die Einbeziehung weiter Teile
der Berufsbildung in das öffentliche
Schulwesen (z. B. Arbeitslehre,
Fachoberschule).

■ 4.171
Berufsgrundschuljahr
Den Anforderungen an eine breite
berufliche Grundbildung genügt vor
allem die neue Berufsgrundschule,
die als Vollzeitschule (Klasse 10)
eingeführt werden soll. Sie setzt die
Bildungsarbeit der Hauptschule fort
und führt in ein Berufsfeld ein. Sie
vermittelt Kenntnisse und Fertigkei¬
ten, die für die Ausübung mehrerer
Berufe verwendbar sind, und sichert
gleichzeitig eine Basis für die weiter¬
gehende berufliche Bildung.
In der einjährigen Berufsgrund¬
schule (Klasse 10) werden Berufe
mit gleichen berufstheoretischen
Grundlagen (z. B. Maschinen- und
Elektrobereich, kaufmännische und
verwaltende Berufe oder Berufe aus
dem Bereich Nahrung und Hauswirt¬
schaft) als Unterrichtsfächer zusam¬
mengefaßt. Die Verbindung mit den
entsprechenden Betrieben sichert
den Einblick in die Berufswelt.
Die vermittelten Grundkenntnisse
müssen die Grundzüge des Arbeits¬
rechts und der Sozial- und Wirt¬
schaftsordnung umfassen und auch
Wissen über die für den Bürger
wichtigsten Behörden und Organisa¬
tionen vermitteln. Der Rechtskunde¬
unterricht ist Unterrichtsbestandteil
der Berufsausbildung.
Während mit dem grundsätzlichen
Abschluß der Hauptschule (neunte
Klasse) im Sinne einer gestuften
Berufsentscheidung die Wahl des
Berufsfeldes erfolgt, soll am Ende
des Berufsgrundschuljahres die Ent¬
scheidung für eine Berufsgruppe
oder einen Einzelberuf stehen. Der
erfolgreiche Besuch der Berufs¬
grundschule eröffnet den Zugang zu
einer speziellen beruflichen Fachbil¬
dung. Besonders befähigten Schü¬
lern wird durch das Berufsgrund¬
schuljahr die Möglichkeit zum Ein¬
tritt in eine Fachoberschule eröffnet,
die zur Fachhochschulreife führt.
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Die Landesregierung wird das Be¬
rufsgrundschuljahr zunächst als
„Angebotsklasse" einrichten. Bis
1975 sind für etwa 10 Prozent der in
Betracht kommenden Schüler rund
880 Klassen vorgesehen.
Zusammen mit der neu eingeführten
zehnten Klasse der Hauptschule als
Angebot, die zur Mittleren Reife
führt, bedeutet die Einrichtung des
Berufsgrundschuljahres (Angebots¬
klasse) einen wichtigen Schritt zur
allgemeinen zehnjährigen Vollzeit¬
schulpflicht.

Langfristiges Ziel
Allgemeine Einführung des Be¬
rufsgrundschuljahres mit Voll¬
zeitunterricht.

Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Angebotsklas¬
sen des Berufsgrundschuljah¬
res für rund 10 Prozent des je¬
weiligen Jahrganges (ohne die
Besucher weiterführender
Schulen).

Landesausgaben
im Programmzeitraum

110 Mio DM (Baukosten).

■ 4.172
Berufliche Fachbildung

Die berufliche Fachbildung wird
auch in Zukunft - nach dem Berufs¬
grundschuljahr - eine Verbindung
von Teilzeitunterricht und berufs¬
praktischer Ausbildung darstellen.
Die Anteile von Berufsfachschulun¬
terricht und betrieblicher Ausbildung
sind stärker danach festzulegen, ob
der jeweilige Beruf mehr den theore¬
tischen Unterricht oder die Einübung
praktisch-manueller Tätigkeit ver¬
langt. Die Landesregierung wird im
Zusammenwirken mit den Selbstver¬
waltungskörperschaften der Wirt¬
schaft und mit den Sozialpartnern
die Einzelheiten der neuen Abgren¬
zung von betrieblicher Ausbildung
und Unterricht nach einzelnen Beru¬
fen und Berufsgruppen erarbeiten.
Die Berufsausbildung zeigt in
Deutschland in den einzelnen Spar¬
ten ein beträchtliches Qualitätsge¬
fälle. In einigen Bereichen, vor allem
in großen Industriebetrieben, Betrie¬
ben der Bundesbahn und der öffent¬
lichen Verwaltung, wird die Ausbil¬
dung mit systematischen Ausbil¬

dungsgängen bereits erfolgreich be¬
trieben. In einigen anderen Berei¬
chen aber geschieht die Ausbildung
noch unvollkommen. Auch regional,
zwischen den ländlichen Gebieten
und den Verdichtungsgebieten, in
denen sich mehr und leistungsstär¬
kere Ausbildungseinheiten finden, ist
das Ausbildungsgefälle sehr stark.
Es soll angestrebt werden, daß die
betriebliche Ausbildung in Zukunft
grundsätzlich nur noch in geeigne¬
ten betrieblichen oder überbetrieb¬
lichen Lehrwerkstätten der Industrie
und des Handwerks durchgeführt
wird. Der Handwerkskammertag hat
seinen Mitgliedern die überbetrieb¬
liche Ausbildung in großen, nach
Handwerkszweigen gegliederten
Ausbildungswerkstätten empfohlen.
Um die Verwirklichung dieser Emp¬
fehlung zu beschleunigen, ist die
Landesregierung bereit, mit den
Spitzenorganisationen des Hand¬
werks und der Industrie über die
staatliche Förderung der Einrichtung
solcher überbetrieblichen Ausbil¬
dungswerkstätten zu verhandeln. Im
Bereich der Industrie sollte der Fort¬
bestand von Ausbildungswerkstätten
insbesondere von der Eignung der
Betriebe und Ausbilder abhängen.

Langfristiges Ziel
Differenzierte Neuordnung des
Verhältnisses von Berufsschul¬
unterricht und betrieblicher
Ausbildung nach allgemeiner
Einführung des Berufsgrund¬
schuljahres; Verbesserung der
beruflichen Fachbildung durch
Einrichtung überbetrieblicher
Ausbildungswerkstätten des
Handwerks und der kleinen
und mittleren Industriebetrie¬
be.

Maßnahmen bis 1975
Differenzierende Neuordnung
der Anteile von Berufsschule
und betrieblicher Ausbildung;
Verhandlung des Landes mit
den Spitzenorganisationen der
Wirtschaft über die staatliche
Förderung der Einrichtung
überbetrieblicher Lehrwerk¬
stätten.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 20 Mio DM.

■ 4.18

Bildungsberatung
Das zunehmende Unterrichtsange¬
bot in den weiterführenden Schulen
macht eine schulinterne Bildungs¬
beratung notwendig, die über die
Bildungsmöglichkeiten der differen¬
zierten Schule, auch im Hinblick auf
Studium und Beruf, informiert. Die¬
sen Erfordernissen entspricht die Ein¬
richtung einer bildungsbegleitenc^n
Beratung innerhalb der Schule, ins¬
besondere innerhalb der Gesamt¬
schule. Die räumliche und organisa¬
torische Einfügung der Beratung in
die Schule ermöglicht den konti¬
nuierlichen Kontakt mit dem einzel¬
nen Schüler.
Beim Übergang in die Hochschule
wird die Entscheidung für ein Stu¬
dienfach immer stärker von den Vor¬
stellungen bestimmt, die der Schüler
in den letzten Jahren vor seinem
Studienbeginn entwickelt. Die schul¬
begleitende Beratung informiert den
einzelnen auch über die Möglichkei¬
ten und Anforderungen des Hoch¬
schulbereichs. Sie verhilft damit dem
Schüler zu einem realistischen Ab¬
wägen seiner Interessen und Chan¬
cen und ermöglicht die Wahl der in
diesem Sinne richtigen Fächer
schon in der Haupt- und Kollegstufe.
Die schulbegleitende Beratung wird
von Fachkräften wahrgenommen, die
neben einem psychologischen und
pädagogischen Grundwissen über
einen Einblick in den Berufs- und
Hochschulbereich verfügen. Die
Stellen der schulbegleitenden Be¬
rufs- und Bildungsberatung arbeiten
zusammen mit Presse, Rundfunk und
Fernsehen. Bis 1975 sollen zunächst
150 Bildungsberater gewonnen wer¬
den.

Langfristiges Ziel
Schulbegleitende Bildungsbe¬
ratung im ganzen Land.

Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Beratungsstel¬
len an den Gesamtschulen und
in allen großen Schulzentren;
Einrichtung zentraler Bera¬
tungsstellen für die übrigen
Schulen auf der Ebene der
Kreise und kreisfreien Städte.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

13 Mio DM (Personalkosten).
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■ 4.19
Neue Techniken
der Wissensvermittlung
Der technische Fortschritt hat in un¬
serer Zeit zu ganz neuen Formen
und Techniken der Wissensvermitt¬
lung geführt. Die dominierende Rolle
von Bildung und Ausbildung für Ge¬
genwart und Zukunft, der Nachhol¬
bedarf im Bildungswesen und die
Begrenztheit der Kräfte erfordern,
alle technischen Hilfsmittel für die
Förderung der Bildung zu erfor¬
schen, zu erproben und entspre¬
chend einzusetzen.

■ 4.191

Programmgesteuerte Unterweisung
Der Einsatz von Lernprogrammen
und von Sprachlehranlagen im Un¬
terricht hat sich bisher weltweit be¬
währt. Die Schulversuche in Nord¬
rhein-Westfalen — zur Zeit bestehen
über 70 Sprachlehranlagen — haben
die positiven Erfahrungen des Aus¬
lands bestätigt.
Mit der programmgesteuerten Unter¬
weisung wird das individuelle Lern¬
verhalten des einzelnen Schülers
besser berücksichtigt. Mehr Schüler
erreichen die gesteckten Ziele. Die
verwendeten Programme sichern zu¬
nehmend die Objektivierung der Un¬
terrichtsinhalte. Lehrstoffe, auch un¬
terschiedlicher Schulformen, lassen
sich besser als bisher koordinieren.
Vor allem aber wird der Lehrer für
seine eigentlichen pädagogischen
Aufgaben vermehrt freigestellt.
Die Landesregierung wird Versuche
mit der programmgesteuerten Unter¬
weisung in den Jahren 1971 bis 1975
verstärkt ermöglichen. Vorausset¬
zungen sind:
• Die Lehrkräfte müssen mit den

neuen Unterrichtsmethoden so¬
weit vertraut werden, daß diese
zu einem selbstverständlichen
Teil des Unterrichts werden.
Ohne verstärkte Impulse in der
Lehrerweiterbildung bleibt den
technischen Hilfsmitteln die er¬
strebte Wirkung versagt.

• Die Schulen müssen mit geeig¬
neten Lernprogrammen versorgt
und mit Sprachlehranlagen aus¬
gerüstet werden.

Gute Lernprogramme setzen ent¬
sprechende Forschungsbemühungen

voraus. Der Motivation des Lernen¬
den muß vermehrte Aufmerksamkeit
geschenkt werden. Nach der Ver¬
suchsphase werden die ausgereiften
Programme als Lehrmittel angekauft.
Der Umbau eines Klassenraumes zu
einer Sprachlehranlage kostet rund
25 000 DM. In Schulneubauten wer¬
den diese Einrichtungen bereits ein¬
gebaut.

Langfristiges Ziel
Einsatz von Sprachlehranlagen
und insbesondere von Lernpro¬
grammen in grundsätzlich al¬
len großen Schulen des Lan¬
des.

Maßnahmen bis 1975
Großversuch mit dem Einsatz
von Lernprogrammen und
Sprachlehranlagen; Erfor¬
schung und Erprobung neuer
Techniken der Wisensvermitt-
lung an dem Landesinstitut für
pädagogisch-didaktische For¬
schung (4.85).

Landesausgaben
im Programmzeitraum 5 Mio DM.

■ 4.192
Bildungsfernsehen
Die hohe Bildungswirksamkeit des
Fernsehens ist weltweit erkannt. In
den USA nehmen heute 36 Mio
Schüler und Studenten am Bildungs¬
fernsehen teil.
Das Fernsehen kann für Übertragun¬
gen innerhalb einer Schule oder
Hochschule eingesetzt werden. Die
Schule oder Hochschule kann aber
auch Sendungen von außen, auch
nach Aufzeichnung durch Wieder¬
gabegeräte, in den Unterricht ein¬
bauen. Bei diesen Unterrichtsele¬
menten kann durch Spezialisierung
ein besonders hohes fachliches und
didaktisches Niveau bei großer Brei¬
tenwirkung erreicht haben. Das Bil¬
dungsfernsehen muß sich ferner der
in Nordrhein-Westfalen besonders
dringlichen Umschulungs- und Wei¬
terbildungsaufgaben annehmen.
Die Produktionskosten der Schul-
und Hochschulfernsehprogramme
werden in der Regel von den Sende¬
anstalten getragen. Die Kosten für
den Empfang und die Verwertung
der Sendungen im Schul- und Hoch¬

schulbereich übernimmt das Land.
Für das Schulfernsehen braucht jede
Schulklasse der weiterführenden
Schulen ein eigenes Gerät. Dafür
sind 30 000 Schwarzweiß- und 15 000
Farbfernseher erforderlich. Die Auf¬
zeichnung von Fernsehfilmen wird
zentral von 52 Bildstellen übernom¬
men. Aufzeichnungsgeräte gehören
außerdem zur Grundausstattung
einer Gesamtschule oder eines
Schulzentrums.
Zur Erprobung des internen Fernse¬
hens in Schule und Hochschule lau¬
fen im Land bereits drei Versuche,
die mit privaten Mitteln gefördert
werden. Bis 1975 werden jährlich
zwei weitere Versuche begonnen.

Langfristiges Ziel
Umfassender Einsatz des Bil¬
dungsfernsehens in Schule,
Hochschule, Fortbildungsein¬
richtungen und in der Erwach-
senenfernbildung.

Maßnahmen bis 1975
Ausstattung der weiterführen¬
den Schulen mit Fernseh- und
Aufzeichnungsgeräten.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 26 Mio DM.
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